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Mehrwertabschöpfung oder nicht?
Das Thema ist im Kanton Bern un-
übersichtlich geregelt. Manche Ge-
meinden schöpfen ab, andere nicht
(siehe Kontext). Vor kurzem führte
die Gemeinde Herzogenbuchsee das
Instrument ein, nun soll Langenthal
folgen, denn: Die Stadträte Daniel
Steiner (EVP) und Urs Zurlinden (FDP)
reichten beide eine Motion zu die-
sem Thema ein. Sie fordern: Der Ge-
meinderat solle die rechtlichen
Grundlagen für eine zweckgebunde-
ne Mehrwertabschöpfung schaffen.

Warum nicht gemeinsam?
Zwei Parteien, zwei Motionen zum

gleichen Thema – warum wurde die
Forderung nicht gemeinsam ausgear-
beitet? Daniel Steiner sagt: «Wir
wussten nicht, dass beide zur Mehr-
wertabschöpfung eine Motion einrei-
chen wollen.» In einer vorangehen-
den Stadtratssitzung sei das Thema
breit diskutiert worden. Man habe
festgestellt: Ein Reglement oder
Richtlinien fehlten. Steiner machte
Zurlinden das Angebot, die Motion
gemeinsam einzureichen. «Zurlinden
wollte es aber so laufen lassen», sagt
Steiner, da er unter anderem die Min-
derwertabgeltung in der Motion er-
wähne. Zurlinden stimmt ihm zu.
Nicht nur die Mehrwertabschöpfung
sei in Langenthal zu regeln, sondern

auch die Minderwertabgeltung, sagt
er. Verliere ein Stück Land wegen ei-
ner Rückzonung an Wert, müsse
dem Eigentümer dieser Verlust abge-
golten werden.

Auf das Thema Mehrwertabschöp-
fung ist Zurlinden wegen der Über-
bauungsordnung «Oberhard» an der
Zürich-Bern-Strasse im Zusammen-
hang mit dem Neubau der Garage
Gautschi gekommen. Das Land gehört
der Burgergemeinde Schoren und
wurde für das Bauprojekt der Garage
eingezont – das brachte den Burgern
als Landeigentümer einen beträchtli-
chen Mehrwert ein. Die Regelung der
Stadt mit der Burgergemeinde be-
stand in einer freiwilligen Abgeltung
eines Teils des Gewinns. Eine solche
«freiwillige» Vereinbarung mit der
Stadt als öffentliche Körperschaft fin-

det Zurlinden problematisch. Zudem
sei nicht ersichtlich, in welche Kasse
der Betrag schliesslich fliesse. Er habe
sich danach schlau gemacht: «Kanto-
nal wird die Mehrwertabschöpfung
unübersichtlich gehandhabt, auf Bun-
desebene wird sie hingegen ausdrück-
lich gefordert.»

«Eine Regelung ist sinnvoll»
Zurlinden ist wichtig: «Mit der

Mehrwertabschöpfung einerseits und
der Minderwertabgeltung andererseits
ist eine Flexibilisierung der erstarrten
Raumplanung zu erwarten.» Die Ein-
nahmen aus der Mehrwertabschöp-
fung könnten zweckgebunden ver-
wendet werden – wie bisher für neue
Erschliessungen und Kreiselkreuzun-
gen oder es könnten eben die Minder-

wertabgeltungen bezahlt werden. Das
Geld solle aber nicht einfach in die all-
gemeine Gemeindekasse fliessen.

Steiner stimmt Zurlinden zu: «Eine
Regelung der Mehrwertabschöpfung
ist sinnvoll.» Die Stadt müsse nicht
mehr Einzelverträge mit Grundeigen-
tümern machen, da der Abgeltungs-
satz und die Zweckbindung einheit-
lich und transparent geregelt würden.
«Dann gibt es keine Diskussionen
mehr.» Im Grundsatz trage der Land-
besitzer schliesslich nichts dazu bei,
dass sein Land über Nacht mehr Wert
erhalte. Deshalb habe der Staat das
Recht, einen Teil dieses Gewinnes ab-
zuschöpfen. Das sagt ebenfalls Zurlin-
den: «Es ist doch nicht besonders fair,
wenn das Land eines Grundeigentü-
mers quasi über Nacht durch den Be-

schluss einer staatlichen Instanz deut-
lich an Wert gewinnt.»

Unklar ist für Steiner hingegen,
wie viel Prozent die Stadt Langenthal
abschöpfen solle. «Das ist Sache der
politischen Behörden», sagt er. Das
müsse schliesslich in einem Regle-
ment festgehalten werden. Im Kan-
ton Bern sind die Abgabesätze näm-
lich ebenfalls uneinheitlich geregelt.

Gewinn soll nicht Kasse aufbessern
Vor allem der Hauseigentümerver-

band (HEV) ist unglücklich über das
Instrument der Mehrwertabschöp-
fung. So sagt Erich Giesser, Präsident
des HEV Region Langenthal: «Allfälli-
ge Mehrwerte, die einem Eigentümer
aus Ein- oder Umzonung entstehen,
werden bereits anderweitig abgegol-

ten.» Giesser nennt dabei das Beispiel
der Grundstücksgewinnsteuer. Zu-
dem müsse man sich vom Gedanken
lösen, dass die öffentliche Hand eine
Wohltat begehe, wenn Land in eine
Bauzone ein- oder umgezont werde.
«Im Rahmen der Wirtschafts- und Ei-
gentumsfreiheit ist die öffentliche
Hand verpflichtet, genügend geeigne-
tes Land zur Verfügung zu stellen»,
sagt er. Zusätzliche Belastungen seien
weder sachlich gerechtfertigt noch
zielgerichtet. «Sie sind wirtschaftlich
ein Hindernis, weil Bauland zusätzlich
verteuert wird; das schlägt sich auf die
Höhe des Mietzinses nieder.» Zurlin-
den kontert: Bei der konkreten Ausge-
staltung der Mehrwertabschöpfung
könne die Grundstücksgewinnsteuer
sehr wohl berücksichtigt werden.

Manche Gemeinden verwendeten
den Gewinn aus der Abschöpfung
nicht zweckgebunden, sondern lies-
sen diesen in die Gemeindekasse flies-
sen, monierte der HEV bereits früher.
«Das ist nicht korrekt, dem stimme
ich zu», sagt Steiner. «Das wäre sonst
wie eine neue Gebühr oder Steuer.» Er
könne sich vorstellen, die Gelder in
die Aufwertung von Spielplätzen wie
beispielsweise im Hirschpark zu in-
vestieren. Eine andere Möglichkeit
seien öffentliche Anlagen. Er lehne es
«klar ab, dass der Abschöpfungsge-
winn die Gemeindekasse aufbessert». 

Stadtrat Daniel Steiner und Urs Zurlinden fordern unabhängig voneinander, die Mehrwertabschöpfung einzuführen

Macht der geforderte Gewinn tatsächlich Sinn?
VON FABIENNE WÜTHRICH

«Mehrwertabschöpfung
ist ein wirtschaftliches
Hindernis und nicht ziel-
gerichtet.»
Erich Giesser, Präsident des
HEV Region Langenthal

Das Land für den Neubau der Garage Gautschi an der Zürich-Bern-Strasse brachte die Debatte über die Mehrwertabschöpfung ins Rollen. TG

Wird beispielsweise ein
Stück Land von der Land-

wirtschaftszone in die Bau-

zone umgewandelt, ge-
winnt das Land durch planeri-
sche Massnahmen an Mehr-
wert. Ein Teil dieses Mehr-
werts dürfen schliesslich die
Gemeinden abschöpfen, da
sie das Land umgezont ha-

ben. Verliert umgekehrt ein
Stück Land durch eine Umzo-
nung an Wert, sollte die Ge-
meinde dem Eigentümer den
Verlust abgelten. In der Pra-
xis wird das Minderwertab-

geltung genannt. Betreffend
der Mehrwertabschöpfung
herrscht im Kanton Bern
Unübersichtlichkeit. Manche

Gemeinden schöpfen ab, an-
dere freiwillig und dritte gar
nicht. Der Kanton überlässt

es den Gemeinden, ob sie
dieses Instrument anwenden
wollen oder nicht. Laut dem
Amt für Gemeinden und
Raumordnung (AGR) schöp-
fen etwa die Hälfte der Ber-
ner Gemeinden den Mehr-

wert ab, dazu gehören unter
anderem Herzogenbuchsee,
Utzenstorf, Bern, Thun,
Langnau und Burgdorf. Wie
hoch der Prozentsatz der
Mehrwertabschöpfung ist,
wird schliesslich den Ge-
meinden überlassen. Er darf
aber nicht mehr als 60 Pro-
zent betragen. (FWB)

■ MEHRWERTABSCHÖPFUNG: MANCHE TUN ES, MANCHE NICHT

Zur Kibag-Gruppe gehört auch die
Firma König Langenthal. Während
fünf Tagen verrichteten die Jugendli-
chen aus diversen Berufen, überwie-
gend Verkehrswegbauer, aber auch
angehende Mechaniker und Schlos-
ser sowie Lernende der kaufmänni-
schen Branche, gemeinnützige Ar-
beit in der Berggemeinde Matt GL.

Die Lernenden sanierten zwei Alp-
strassen von je einem Kilometer Län-
ge, gestalteten auf der Alp Krauchtal
einen Alphütten-Vorplatz und schlos-
serten ein Sieb, um Kies für den
Strassenbau aufzubereiten. Diesen
Kies verwendeten die Lernenden auf
Alpstrassen. Die Strassen wurden ver-

breitert, planiert, neu eingekiest und
gewalzt.

Die Arbeiten im Gebirge seien
nicht immer einfach gewesen, denn
die doch schon tiefen Temperaturen
und der Regen, der teilweise nieder-
gegangen sei, habe von den Lernen-

den eine grosse Portion Eigenmotiva-
tion gefordert, schreibt Kibag in ei-
ner Mitteilung. Das Lager stand unter
der Leitung von Markus Scheiwiller
und Caroline Scheidegger, Kibag Ma-
nagement AG, sowie Pius Bättig, Kö-
nig Langenthal. (MGT)

Matt GL Kürzlich fand die Lehr-
lingswoche der Kibag-Gruppe
statt. 40 Lernende aus verschie-
denen Regionen der Schweiz,
unter anderem aus Langenthal,
reisten mit Arbeitsschuhen und
-kleidern ins Glarnerland.

Lehrlingslager im Glarnerland

Angehende Verkehrswegbauer beim Arbeiten an der Alpstrasse. ZVG

Jugendkulturhaus Das Projekt «Mach-
bar» des Trägervereins für offene Kin-
der- und Jugendarbeit Oberaargau
(Tokjo) machte kürzlich im Jugend-
kulturhaus Neon Halt. Bereits ab
10 Uhr konnten die Mädchen und Jun-
gen Erfahrungen mit Yoga machen,
dabei wurden geistige und körperli-
che Übungen ausprobiert. Gleichzei-
tig fand im Kulturstall ein DJ-Work-
shop statt. Hier ging es unter anderem
um die Bedienung des Mischpults.
Nach intensiven zwei Stunden erhiel-
ten die Teilnehmenden eine Bestäti-
gung für den besuchten Workshop
und einen Ausweis, der sie berechtigt,
die Musikanlage im Kulturstall zu-
künftig unter Aufsicht zu benützen.
Einen wichtigen Stellenwert hatte das
gemeinsame Mittagessen.

Am Nachmittag ging es schliesslich
mit dem Hip-Hop-Tanzkurs weiter.
Dieser war ebenfalls gut besucht. Na-
türlich durfte der gesellige Teil des Ta-
ges nicht fehlen. Die Besucher hatten
dabei die Gelegenheit, einander bes-
ser kennen zu lernen – zum Beispiel
an der «Saftbar» in der Lounge. Im Kul-

turstall konnte zur selben Zeit die
Ausstellung mit den Resultaten aus
der Befragung besucht werden. Der
Fragebogen wurde vorher ausgearbei-
tet und verteilt. Ziel davon: Die Be-
dürfnisse der Jugendlichen erfassen.
Das Projekt «Machbar» sollte den Ju-
gendlichen zeigen, dass vieles mög-
lich, realisierbar und diskutabel ist.

Auch für die Jugendlichen, die kei-
ne Workshops besuchen wollten, wa-
ren die freien Räume des «Neon» ge-
öffnet. Die Kletterwand, diverse Ge-
sellschaftsspiele und der Tischfuss-
ballkasten standen ihnen hier zur
Verfügung. Zum Schluss hatten die
neuen DJs die Möglichkeit, das Er-
lernte nochmals zu üben und vor Pu-
blikum zu zeigen. Das grosse Finale
bildeten schliesslich die Tischbom-
ben. Mit Bonbons und Konfetti wur-
de der Tag gemeinsam beendet.

Dieser Anlass bildete denn auch
den Auftakt für die gemeinsame Wei-
terentwicklung des Jugendkultur-
hauses Neon durch die Jugendarbeit
Tokjo in Zusammenarbeit mit den
Jugendlichen. (MGT)

Vieles ist möglich – und diskutabel


